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Einfacher Bebauungsplan Nr. 961 (Konrad-Adenauer-Damm)

Begründung zur Satzung

Für das Baugebiet Kiel Gaarden-Süd, zwischen Ostring, Konrad-Adenauer-Damm, Gleisan- 
lage der Kleinbahn Kiel-Schönberg und dem Kleingartengelände Stubbenkoppel wird der 
einfache Bebauungsplan Nr. 961 aufgestellt.

1.) Räumlicher Geltungsbereich und Bestand

Das Bebauungsplangebiet Nr. 961 liegt östlich des Ostringes, südlich des Konrad-Adenauer- 
Dammes, westlich der Gleisanlage der Kleinbahnlinie Kiel-Schonberg sowie nordhch der 
Kleingartenanlage Stubbenkoppel und wird von der Segeberger Landstraße durchquert. Es 
ist bis auf das Eckgrundstück Konrad-Adenauer-Damm / Ostring und eine kleinere Kleingar­
tenfläche zwischen dem derzeitigen Baumarkt und dem TUV-Gelände weitestgehend bebaut 
und bis auf wenige nicht-zentrenrelevante Einzelhandelsbetriebe überwiegend gewerblich 

strukturiert.

Das gesamte Plangebiet ist gemäß § 34 Baugesetzbuch (BauGB) als unbeplanter Innenbe­
reich einzustufen. Der Flächennutzungsplan stellt innerhalb des Geltungsbereiches des Be­
bauungsplanes im östlichen Bereich eine größere Gewerbliche Baufläche und im westlichen 
Bereich eine kleinere Fläche für Versorgungsanlagen (Umspannstation der Stadtwerke) dar.

2.) Ziel und Anlass der Planung

Der einfache Bebauungsplan Nr. 961 bezweckt zum einen die Schaffung planungsrechtlicher 
Voraussetzungen für den Erhalt bzw. für eine geordnete städtebauliche Fortentwicklung des 
überwiegend gewerblich strukturierten Gebietes, zum zweiten soll zur Erhaltung bzw weite­
ren Entwicklung des zentralen Versorgungsbereiches für den Stadtteil Gaarden am Vine- 
taplatz insbes. im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung gemäß § 9 (2a) BauGB 
nachteiligen Verlagerungsprozessen im Bereich des zentrenrelevanten Einzelhandels in 
Gaarden entgegengewirkt werden.

Es bestehen Bestrebungen von Investoren, einen im Plangebiet befindlichen Baumarkt in 
einen großflächigen, überwiegend zentrenrelevanten Einzelhandelsbetrieb mit ca. 5.000 m 
Verkaufsfläche umzunutzen. Dieser Entwicklung, die aufgrund der nicht integrierten Randla- 
qe des Standortes negative Auswirkungen auf das Einzelhandelsgefüge der Landeshaupt­
stadt Kiel haben könnte, soll mit dem einfachen Bebauungsplan Nr. 961 entgegengewirkt 
werden. Vor allem das Nahversorgungszentrum Gaarden am Vinetaplatz/Elisabethstraße 
wäre hinsichtlich seiner Versorgungsfunktion für nicht-motorisierte Bewohner in seinem Be­
stand durch einen verstärkten Kaufkraftabfluss gefährdet, wenn sich der zentrenrelevante 
Einzelhandel weiterhin zunehmenden auf größeren Freiflächen in nicht-integrierten Lagen 
entlang von Hauptverkehrsstraßen an der Peripherie Gaardens ansiedelt.
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3.) Inhalt der Planung 

Entsprechend der derzeitigen Nutzungsstruktur sind im Plangebiet nur Gewerbebetriebe und 
nicht-zentrenrelevanter Einzelhandel zulässig. Zentrenrelevante Verkaufsflächen sind nur für 
untergeordnete Randsortimente bis zu 10 % der Verkaufsfläche je Einzelhandelsbetrieb zu­
lässig. Damit wird auch dazu beigetragen, notwendige Gewerbeflächen auf dem Kieler Ost­
ufer, die keinen fördeseitigen Hafenbezug beanspruchen, zur Stabilisierung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen planungsrechtlich zu schützen. 

Die Ratsversammlung der Landeshauptsstadt Kiel hatte am 21.09.2000 ein Konzept zur wei­
teren Entwicklung des Einzelhandels am Standort Kiel (Einzelhandelskonzept) beschlossen. 
Das Konzept enthält Aussagen zur geplanten Verkaufsflächenentwicklung im Kieler Stadtge­
biet. 

Um die mit dem Einzelhandelskonzept verfolgte Strategie einer Zentrenstärkung zu unter­
stützen, wurde auch eine differenzierte Überplanung der vorhandenen Gewerbegebiete mit 
folgenden Zielen erforderlich: 

Beschränkung neuer großflächiger Einzelhandelsflächen auf die im Konzept vorge­
sehenen Bereiche 

Beschränkung des übrigen Einzelhandels in Gewerbegebieten im Umfang und Ange­
bot auf ein Maß, das die vorhandenen Stadtteilzentren und deren geplante Entwick­
lung nicht beeinträchtigt 

Sicherung der verbleibenden Gewerbegebiete für charakteristische Gewerbebetriebe 
und damit Schutz vor kontinuierlicher Umwandlung in Sondergebiete - Einzelhandel 

Weitestgehend planungsrechtliche Bestandssicherung der vorhandenen 
Einzelhandelsbetriebe in den Gewerbegebieten 

Zur Umsetzung dieser Ziele wurde 2001 (Fortschreibung 2003) ein Handlungsprogramm 
,,Einzelhandel in Gewerbegebieten" erarbeitet, womit die Stadt darauf hingewirkt, die Ansied­
lung von zentrenrelevantem Einzelhandel in Gewerbegebieten planungsrechtlich zu steuern. 

Vor dem Hintergrund der Sicherung einer wohnortnahen und fußläufigen Nahversorgung ist 
zum Schutz der Innenstadt und der Nahversorgungszentren der zentrenrelevante Einzelhan­
del in den Gewerbegebieten der Landeshauptstadt Kiel konsequent ausgeschlossen worden. 
Hierzu wurden bereits mehr als 30 Bebauungspläne der Landeshauptstadt Kiel mit entspre-
chenden Festsetzungen zur Zulässigkeit von Einzelhandel geändert bzw. neu aufgestellt. 

Grundlage dieses Handlungsprogramms war eine Bestandsaufnahme des Einzelhandels in 
den Gewerbegebieten. Ebenso erfolgte eine Einschätzung über die Attraktivität der jeweili­
gen Gewerbegebiete für die Ansiedlung von den Einzelhandelsbetrieben. Nicht zuletzt sind 
mögliche schädliche Auswirkungen auf die vorhandene Einzelhandelsstruktur der Zentren 
und Nebenzentren ermittelt worden, um somit den Handlungsbedarf für eine Überplanung 
der Gewerbegebiete zu erfassen. 

Das Handlungsprogramm sieht eine nach Dringlichkeit und Planungszielen geordnete Stra­
tegie für die bauleitplanerische Überprüfung bereits vorhandener Gewerbegebiete sowie für 
die Aufstellung neuer Gewerbe-Bebauungspläne vor. Dabei wurden inhaltlich folgende An­
sätze verfolgt: 
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Restriktive Zulässigkeit des Einzelhandels in Gewerbegebieten durch einen generel­
len Ausschluss von Einzelhandel in Gewerbegebieten 

Für einige Bebauungsplangebiete sind bestandsorientierte Festsetzungen zur Reg­
lementierung des Einzelhandels getroffen werden. Dabei ist vor allem der nicht­
zentrenrelevante Einzelhandel (gemäß sogenannter „Kieler Liste" = Anlage zum Ein­
zelhandelskonzept, welche die zentren- und nicht-zentrenrelevanten Sortimente be­
zogen auf die Landeshauptstadt Kiel differenziert) in den Gewerbegebieten zugelas­
sen worden. Zentrenrelevanter Einzelhandel ist aufgrund potentieller schädlicher 
Auswirkungen auf die Versorgungsstruktur ausgeschlossen worden. 

Die Ergebnisse dieses von der Landeshauptstadt Kiel beschlossenen städtebaulichen Kon­
zeptes sind gern. § 1 Abs. 6 Ziff. 11 BauGB bei der Aufstellung von Bauleitplänen insbeson­
dere zu berücksichtigen. 

Der betreffende Bebauungsplan Nr. 961 fügt sich in dieses konzeptionelle Vorgehen ein, den 
zentrenrelevanten Einzelhandel als Art der baulichen (gewerblichen) Nutzung auszuschlie­
ßen. Es liegen dieser Vorgehensweise sowohl die allgemeine Begründung mit dem Schutz 
der Stadtteilzentren und der Innenstadt aber vor allem auch die individuelle Begründung des 
Schutzes des Zentrums Gaardens zugrunde. 

Nach § 1 Abs. 9 BauNVO kann im Bebauungsplan bei Anwendung der § 1 Abs. 5 bis Abs. 8 
BauNVO festgesetzt werden, dass nur bestimmte Arten der in den Baugebieten allgemein 
oder ausnahmsweise zulässigen baulichen oder sonstigen Anlagen zulässig oder nicht zu­
lässig sind oder nur ausnahmsweise zugelassen werden können. Die Anwendung dieses 
Paragraphen muss durch besondere städtebauliche Gründe gerechtfertigt sein. 

Im Stadtteil Gaarden sollen Flächen für die klein- und mittelständische Wirtschaft vorgehal­
ten und gesichert werden (abgeleitet aus§ 1 Nr. Ba BauGB), da neben den industriell ge­
prägten Flächen an der Förde nur wenige „klassische" Gewerbegebiete in Gaarden und auf 
dem Ostufer vorhanden sind. Daher ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 961 
auch die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten aller Art ausgeschlossen. Die gewünschte 
Nutzung des Baugebiets wird durch den Ausschluss von Vergnügungsstätten gestärkt. Im 
westlich benachbarten Sondergebiet (B-Plan 938) bestehen Ausweichmöglichkeiten zur An­
siedlung von Vergnügungsstätten ohne jegliche Größenbeschränkungen (ausgenommen 
Sexshops und Discotheken). 

Analog zu den Regelungen, die die Baunutzungsverordnung für Gewerbegebiete vorschreibt 
(§ 8 BauNVO), sind Wohnungen mit Ausnahme für Betriebsinhaber und -leiter sowie für Auf­
sichts- und Bereitschaftspersonal unzulässig.

Die übrigen wenigen Festsetzungen betreffen grünordnerische bzw. grüngestalterische Re­
gelungen sowie Höhen- und Lichtemissionsbeschränkungen für Werbeanlagen. 

4.) Formaler Regelungsgehalt dieses einfachen Bebauungsplanes 

Mit dem planungsrechtlichen Instrument des einfachen Bebauungsplanes nach § 30 (3) in 
Verbindung mit den Regelungsmöglichkeiten nach § 34 BauGB werden im Unterschied zu 
einem „normalen" qualifizierten Bebauungsplan nach§ 30 (1) BauGB nur wenige für die wei­
tere städtebauliche Entwicklung und Ordnung unbedingt erforderliche planungsrechtliche 
Vorgaben festgesetzt. Innerhalb des Bebauungsplangebietes ist daher unter Berücksichti­
gung ausschließlich einiger textlicher Festsetzungen (bis auf den Geltungsbereich entfallen 
im Plan zeichnerische Festsetzungen) ein Vorhaben dann zulässig, wenn es sich nach Art 
und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut 
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werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert 
ist; d.h. es gilt das Einfügungsgebot wie beim unbeplanten Innenbereich. Die Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht 
beeinträchtigt werden. Auf dieses planungsrechtliche Einfügsamkeitsgebot wird in Form ei­
ner Präambel vor den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes ausdrücklich verwie­
sen. 

Unter Berücksichtigung der bis auf den Geltungsbereich ausschließlich textlichen Festset­
zungen des Bebauungsplanes und den Vorgaben des Flächennutzungsplanes der Landes­
hauptstadt Kiel (Fassung 2000) kann sich das Plangebiet entsprechend seiner derzeitig ü­
berwiegend gewerblichen Nutzungsstruktur mit anteilig auch nicht-zentrenrelevantem Ein­
zelhandel weiter entwickeln, ohne dass durch einen qualifizierten Bebauungsplan eine zu 
starre Nutzungsfestlegung in Richtung eines „klassischen" Gewerbegebietes nach § 8 Bau­
nutzungsverordnung (BauNVO) oder eines Sondergebietes für großflächigen, nicht­
zentrenrelevanten Einzelhandel nach § 11 BauNVO des Plangebietes detailliert vorgeschrie­
ben werden muss. Das gegenüber einer exakten Baugebietsausweisung flexiblere Instru­
ment des sich Einfügens in die nähere Umgebung gewährt diesem Plangebiet somit ein von 
der Landeshauptstadt Kiel beabsichtigtes breiteres Entwicklungsspektrum zwischen Gewer­
benutzung und nicht-zentrenrelevantem Einzelhandel. 

Eine Änderung des Flächennutzungsplanes ist nicht erforderlich, da sich eine überwiegend 
gewerbliche Weiterentwicklung des Gebietes auch unter Einbeziehung einzelner nicht­
zentrenrelevanter Einzelhandelsbetriebe nach § 34 BauGB aus den Darstellungen des Flä­
chennutzungsplanes grundsätzlich ableiten lässt. Der Flächennutzungsplan mit seiner gene­
ralisierten Darstellungsform lässt kleinere Abweichungen ohnehin zu, sofern die Grundzüge 
der Planung hiervon nicht betroffen sind. Maßgeblich für die Zulässigkeit von Vorhaben in­
nerhalb des Gebietes dieses einfachen Bebauungsplans ist jedoch unter Berücksichtigung 
der wenigen im Bebauungsplan textlich festgesetzten Nutzungseinschränkungen in erster 
Linie der § 34 BauGB. 

5.) Umweltprüfung 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wurde eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussicht­
lichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung ermittelt, beschrieben und bewertet 
wurden. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist dem beigefügten Umweltbericht zu entnehmen, 
der Bestandteil der städtebaulichen Begründung ist; danach ist die Planung als umweltver­
träglich einzustufen (siehe Anlage). 

Sven Graber 
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1 Anlass und Umfang der Umweltprüfung 

Gegenstand der vorliegenden Planung sind Regelungen zur geordneten Fortentwicklung der 
gewerblichen Nutzung im Gebiet, verbunden mit dem Ausschluss bestimmter Formen von 
Einzelhandel. Für das hierfür erforderliche Bauleitplanverfahren (Aufstellung des einfachen 
Bebauungsplans Nr. 961) ist eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt sowie in einem Umweltbericht beschrieben und 
bewertet werden (§ 2 Abs. 4 Baugesetzbuch - BauGB -). Das Ergebnis der Umweltprüfung ist 
in der Abwägung zu berücksichtigen. Der Umweltbericht ist Bestandteil der Planbegründung. 

Aus dem Planinhalt ergibt sich ein sehr geringer Umfang der möglichen erheblichen Umwelt­
auswirkungen der Planung. Für Schutzgüter, auf die die Planung keinerlei Auswirkungen ha­
ben kann, sind weder Bestandsaufnahmen noch umfangreiche textliche Abhandlungen erfor­
derlich. 



Umweltbericht B-Plan 961 (Konrad-Adenauer-Damm) 

2 Planungsvorgaben, Planungsziele und Planinhalt 

2 

Die in die aktuelle Planung einbezogenen Flächen befanden sich bisher nicht im Gebiet eines 
Bebauungsplans. Der Flächennutzungsplan stellt das Gebiet zum kleineren Teil als Fläche für 
Versorgungsanlagen - Elektrizität- (westliche Teilfläche), zum überwiegenden Teil als Ge­
werbliche Baufläche dar. Der Entwurfsbeschluss für den Bebauungsplan wurde am 03.07. 
2008 gefasst. 

Das Ziel der Planung besteht in erster Linie darin, einer Verdrängung der vorhandenen ge­
werblichen Strukturen durch insbesondere zentrenrelevanten Einzelhandel entgegenzuwirken 
und vorhandene Gewerbeflächen als solche zu erhalten, nicht zuletzt zugunsten der Erhaltung 
und Entwicklung des Nahversorgungszentrums am Vinetaplatz. 

Der einfache Bebauungsplan enthält bis auf die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs 
keine zeichnerischen Festsetzungen. Die textlichen Festsetzungen enthalten Regelungen zum 
weitgehenden Ausschluss von zentrenrelevantem Einzelhandel, zur Zulässigkeit von Werbe­
anlagen, zur Stellplatzgestaltung und zur Begrünung. Maßstab für die Zulässigkeit eines Vor­
habens sind daneben - wie schon bisher - die Anforderungen des § 34 BauGB, d.h. insbe­
sondere auch das Kriterium der städtebaulichen Einfügsamkeit. 

Der Bebauungsplan 961 begründet also nicht selbst durch Festsetzungen die Zulässigkeit 
bestimmter Vorhaben, sondern verweist im wesentlichen auf die bereits derzeit anzuwenden­
den Regelungen zur baulichen Nutzung. 

3 Wesentliche Umweltschutzziele und ihre Berücksichtigung in der Planung 

Gemäß Anlage zum BauGB sind die in Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des 
Umweltschutzes, die für die Planung von Bedeutung sind, darzustellen. Aufgrund der Tat­
sache, dass es sich hier um einen einfachen Bebauungsplan handelt, der im wesentlichen 
(siehe oben) auf den Zulässigkeitsmaßstab des§ 34 BauGB verweist, ohne selbst die Zuläs­
sigkeit bestimmter Vorhaben durch Festsetzung von Baugebieten zu begründen, kann eine 
derartige Darstellung an dieser Stelle entfallen. 

4 Planungsalternativen und -varianten 

Zur Erreichung des genannten Planungsziels ist die gewählte Vorgehensweise (Aufstellung 
eines einfachen B-Plans) sachgerecht und zweckmäßig; die Aufstellung eines qualifizierten 
Bebauungsplans ist nicht erforderlich, da für das Gebiet grundsätzlich die Beurteilungskriterien 
des § 34 BauGB ausreichend sind. Über den weitgehenden Ausschluss von zentrenrelevan­
tem Einzelhandel hinaus besteht kein grundsätzlicher städtebaulicher Regelungsbedarf. 

5 Wesentliche Auswirkungen der Planung auf die Umwelt: 
Bestand/ Vorbelastung der Schutzgüter nach§ 1 (6) Nr. 7 a-d BauGB, 
Auswirkungsprognose für Planfall und Nullfall, Bewertung, 
Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

An dieser Stelle sind üblicherweise die voraussichtlichen Umweltauswirkungen der Planung 
auf die Schutzgüter nach § 1 (6) Nr. 7 a-d BauGB darzustellen und zu bewerten. Grundlage 
für die Bewertung ist der Vergleich mit der voraussichtlichen Entwicklung des Gebiets bei 
Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante). 



Umweltbericht B-Plan 961 (Konrad-Adenauer-Damm} 

Aus dem Regelungsgehalt des einfachen B-Plans Nr. 961 ergibt sich, dass im vorliegenden 
Fall eine negative Auswirkung der Planung auf die Schutzgüter 

• Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt, Schutzgebiete,
• Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft sowie
• Kulturgüter und sonstige Sachgüter

3 

ausgeschlossen werden kann; für die genannten Schutzgüter sind weder Bestandsaufnahmen 
noch andere textliche Abhandlungen erforderlich. Alle negativen Auswirkungen, die infolge 
einer künftig intensiveren Nutzung des Gebiets auftreten könnten, wären auch nach dem heu­
tigen Gebietsstatus (unbeplanter Innenbereich) bereits möglich, d.h. die Tatsache der Über­
planung ist für die denkbare Beeinträchtigung von Schutzgütern nicht maßgeblich. Insoweit 
entstehen also keine planbedingten Betroffenheiten oder Konflikte. 

Kulturdenkmale nach §1 bzw.§ 5 des Denkmalschutzgesetzes, Gebiete von gemeinschaft­
licher Bedeutung sowie Europäische Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutz­
gesetzes sind in der näheren Umgebung nicht vorhanden. Eine Beeinträchtigung von Lebens­
stätten geschützter Pflanzen- und Tierarten als Folge der Planung ist nicht zu erwarten. 

Die im Text (Teil B) des Bebauungsplans enthaltenen Hinweise beziehen sich auf das Verbot 
bzw. die Genehmigungsbedürftigkeit bestimmter Handlungen sowie auf weitere fachrechtliche 
Anforderungen, die seitens des Bauherrn im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu be­
achten sind. Da der Bebauungsplan nicht durch Festsetzungen die Zulässigkeit bestimmter 
Vorhaben begründet, sondern nur auf den Zulässigkeitsmaßstab des§ 34 BauGB verweist, 
ist im Rahmen des Planverfahrens keine lnaussichtstellung von Genehmigungen, Befreiungen 
o.ä. ("Hineinplanen in eine Befreiungslage") erforderlich.

6 Berücksichtigung der Belange nach§ 1 (6) Nr. 7 e-h BauGB 

6.1 Darstellungen des Landschaftsplans und anderer Fachpläne 

Der Landschaftsplan stellt das Plangebiet als Fläche für die Siedlungsentwicklung dar. Der 
B-Plan widerspricht den Darstellungen des Landschaftsplans nicht. Andere Fachpläne sind für
das Gebiet nicht zu berücksichtigen.

6.2 Emissionsvermeidung (insb. Luftreinhaltung), Entsorgung, 
ressourcenschonende Energieversorgung und -nutzung 

Eine Zunahme von nutzungstypischen Schall- und Luftschadstoffemissionen, die bereits heute 
auf der Grundlage des bestehenden Baurechts nach § 34 BauGB möglich wäre, wird durch 
den einfachen Bebauungsplan 961 nicht ausgeschlossen, 

Ver- und entsorgungstechnisch ist das Plangebiet voll erschlossen. Hinsichtlich der Art der 
Energieversorgung sowie der Nutzung erneuerbarer Energien erfolgen keine Festsetzungen. 

7 Wichtige methodische Merkmale der Umweltprüfung, Kenntnislücken, 
wesentliche umweltbezogene Gutachten und Fachbeiträge, 
geplante Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen 

Aus dem Charakter der Planung ergibt sich kein Erfordernis für die Erstellung von Fachbei­
trägen etc., die im Rahmen der Bauleitplanung üblicherweise heranzuziehen sind. Auch die 
Überwachung von Umweltauswirkungen kann aufgrund der besonderen Konstellation ent­
fallen. 
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8 zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen 

4 

Die im Rahmen des Bebauungsplan-Verfahrens durchgeführte Umweltprüfung umfasst die 
Ermittlung, Darstellung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens. 
Sie kommt für die Belange nach§ 1a Abs. (6) Nr. 7 a-h BauGB zu folgenden Ergebnissen: 

Die aktuelle Planung wird keine negativen Auswirkungen auf die Umwelt haben. Sie verweist 
im wesentlichen auf den Zulässigkeitsmaßstab des § 34 BauGB, der bereits heute gilt. Die 
wenigen umweltrelevanten Festsetzungen dienen der Begrünung des Gebiets und der Immis­
sionsminderung. Die Planung ist daher insoweit als umweltverträglich einzustufen. 

Der Bebauungsplan widerspricht den Darstellungen des Landschaftsplans nicht. Andere Fach­
pläne sind für das Gebiet nicht zu berücksichtigen. Belange der Emissionsvermeidung, der 
Entsorgung sowie der ressourcenschonenden Energieversorgung und -nutzung stellen sich 
als unproblematisch dar. 

Die in dieser Zusammenfassung aufgeführten Bewertungen beruhen ausschließlich auf der 
Betrachtung umweltbezogener Auswirkungen der Planung. Ihnen sind in der bauleitplaneri­
schen Abwägung alle anderen öffentlichen und privaten Belange gegenüberzustellen. 
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zusammenfassende Erklärung 

über die Art und Weise der Berücksichtigung im Bebauungsplan Nr. 961 von 

a) Umweltbelangen

Die im Rahmen des Bebauungsplan-Verfahrens durchgeführte Umweltprüfung umfasst die 
Ermittlung, Darstellung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen des Vorha­
bens. Sie kommt für die Belange nach § 1 a Abs. (6) Nr. 7 a-h BauGB zu folgenden Ergeb­
nissen: 

Die aktuelle Planung wird keine negativen Auswirkungen auf die Umwelt haben; sie trägt 
vielmehr dazu bei, eine künftige verkehrsbedingte Verschlechterung der Immissionssituation 
zu vermeiden. Die Planung dient insoweit der Umsetzung der unter Punkt 3 genannten Ziele 
und ist daher als umweltverträglich einzustufen. 

b) Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung

Die frühzeitige Unterrichtung der Bürgerinnen und Bürger über die Ziele der Planung erfolgte 
in der Zeit vom 06.03.2008 bis zum 20.03.2008 durch öffentlichen Aushang der Planungs­
vorstellungen im Rathaus und durch Anhörung vor dem Ortsbeirat Gaarden am 12.03.2008. 
Die öffentliche Auslegung des Entwurfs erfolgte nach Entwurfsbeschluss in der Zeit vom 
22.07.2008 bis zum 22.08.2008. Die eingegangene Stellungnahme eines Rechtsanwaltsbü­
ros bezog sich auf den Betrieb des Baumarktes mit derzeit 5.282, 76 m2 Verkaufsfläche und 
220 Stellplätzen. Sie wurde wie folgt abgewogen: 

Stellungnahme: 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 961 soll eine 
Nutzungsbeschränkung vorgenommen wer­
den, indem Einzelhandel nicht allgemein, 
sondern lediglich mit bestimmten Warensor­
timenten ausgeschlossen wird. Eine derartige 
Differenzierung muss jedoch städtebaulich 
erforderlich, somit hinreichend begründet 
sein. Erforderlich ist dabei nicht nur ein 
schlüssiges, sondern auch ein widerspruchs­
freies Plankonzept. 

Hinsichtlich der Anforderungen an einen 
Einzelhandelsausschluss mit bestimmten 
Warensortimenten ist zumindest die Ermitt­
lung der relevanten örtlichen Gegebenheiten 
als Entscheidungsgrundlage unverzichtbar. 
Neben dieser Ermittlung ist es erforderlich, 
dass bei einem Ausschluss von einzelnen 
Warensortimenten zum Schutz der Zentren 

Abwägungsvorschlag: 

Die Ratsversammlung der Landeshauptsstadt 
Kiel hat im Jahr 2000 ein Einzelhandelskon­
zept beschlossen. Dieses Konzept enthält 
Aussagen zur geplanten Verkaufsflächen­
entwicklung im Kieler Stadtgebiet. 
Um die mit dem Einzelhandelskonzept ver­
folgte Strategie zu unterstützen, war eine 
differenzierte Überplanung der vorhandenen 
Gewerbegebiete erforderlich. 
Zur Umsetzung der Ziele ist ein Handlungs­
programm „Einzelhandel in Gewerbegebie­
ten" erarbeitet worden, das dem Bauaus­
schuss sowie dem Wirtschaftsausschuss im 
September bzw. November 2001 vorgelegt 
worden ist. Im Jahre 2003 erfolgte eine Fort­
schreibung dieses Handlungsprogramms. Mit 
diesem Handlungsprogramm „Einzelhandel in 
Gewerbegebieten" hat die Landeshauptstadt 
Kiel mittels der Aufstellung bzw. Änderung 
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es einer konkreten Ermittlung bedarf, welche 
Sortimente zentren- bzw. nahversorgungsre­
levant sind, weil es eine allgemein­
verbindliche Definition dieser Begriffe nicht 
gibt. 

Der Rechtsanwalt beanstandet, dass die 
genannten Anforderungen von dem Bebau­
ungsplan Nr. 961 nicht erfüllt werden. 

* 

von Bebauungsplänen darauf hingewirkt, die 
Ansiedlung von zentrenrelevantem Einzel­
handel in Gewerbegebieten planungsrechtlich 
zu steuern. 
Damit sind die Ergebnisse dieses von der 
Landeshauptstadt Kiel beschlossenen städ­
tebaulichen Konzeptes gern. § 1 Abs. 6 Ziff. 
11 BauGB bei der Aufstellung von Bauleitplä­
nen konsequent berücksichtigt worden. 

Der betreffende Bebauungsplan Nr. 961 fügt 
sich in das konzeptionelle Vorgehen ein. 
Das Grundstück Konrad-Adenauer-Damm 8 
liegt im Hinblick auf eine fußläufige Erreich­
barkeit aus Wohnquartieren in einer völlig 
isolierten Lage. Es ist also für eine Nahver­
sorgung kein geeigneter Standort. Es wurde 
im Bebauungsplan daher ein abschließende 
Aufzählung der zulässigen Einzelhandelssor­
timente in Form der „Kieler Liste" (war eben­
falls Beschlussgegenstand zum Einzelhan­
delskonzept 2000/2003) .vorgenommen. 
Diese Aufzählung ist rechtseindeutig. 

Die vom Rechtsanwalt genannten Anforde­
rungen sind damit durchaus erfüllt. Die städ­
tebauliche Begründung wurde durch entspre­
chende Ausführungen ergänzt. 

Der Rechtsanwalt bemängelt, dass der Bau- Der Hinweis auf das Urteil des OVG Münster 
markt durch die vorgenommenen Festset- vom 09.10.2003, nach dem Baumärkte be­
zungen des Bebauungsplanes auf den Be- reits aus Konkurrenzgründen auf einen er­
standsschutz gesetzt sei. höhten Anteil auf Randsortimente angewie­

Es sei obergerichtlich anerkannt, dass Ein­
zelhandelsbetriebe für Bau- und Handwer­
kerbedarf, Gartenartikel und Möbel bereits 
aus Konkurrenzgründen bestimmte Waren­
gruppen als Randsortimente im Angebot 
haben müssen. Erst bei einer Überschreitung 
von 1 0 % der Gesamtverkaufsfläche könne 
nicht mehr von einem Randsortiment gespro­
chen werden. 
Im bestehenden Baumarkt dürfen durch die 
im Bebauungsplan festgesetzte Obergrenze 

sen sind, wird im Bebauungsplan Nr. 961 
beachtet. Es ist nicht Ziel der Bauleitplanung, 
den Baumarkt in seinem Fortbestand zu 
beeinträchtigen. 

Daher wird in den textlichen Festsetzungen 
des Bebauungsplanes der Anteil der zentren­
relevanten Randsortimente je Einzel­
handelsbetrieb von 5 % auf 10 % erhöht. Die 
absolute Obergrenze von 200 m2 soll ersatz­
los gestrichen werden. 

von 200 m2 lediglich 3, 78 % der Verkaufsflä- Mit diesen Randsortimentsbegrenzungen 
ehe für den Verkauf von zentrenrelevanten wird dem Baumarkt ausreichend Entwick­
Sortimenten genutzt werden. Hiermit lasse lungsmöglichkeiten gewährt. 
sich jedoch ein Konkurrenzfähiger Baumarkt 
nicht betreiben. 

* 

Der Rechtsanwalt regt an, eine Fremdkörper- Der Bebauungsplan Nr. 961 wurde mit dem 
festsetzung gern. § 1 Abs. 10 BauNVO für Ziel in das Verfahren gebracht, das beschlos­
das Grundstück seiner Mandantin vorzuneh- sene Einzelhandelskonzept umzusetzen und 
men, wonach die einzelhandelsbeschränken- den zentrenrelevanten Einzelhandel als Art 
den Festsetzungen für das Grundstück nicht der baulichen (gewerblichen) Nutzung auszu­
gelten. Hiermit würde insbesondere der schließen. Es wurde im Bebauungsplan eine 
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vorhandenen Einzelhandelssituation und dem abschließende und damit rechtseindeutige 
wirtschaftlichen Wert der Bausubstanz Rech- Aufzählung der zulässigen Einzelhandelssor-
nung getragen. timente vorgenommen. 

Der vorgebrachten Anregung, für das Grund­
stück Konrad-Adenauer-Damm 8 eine Fest­
setzung zu treffen, in der keinerlei Einzelhan­
delsbeschränkungen gelten, kann nicht ge­
folgt werden. Eine derartige Festsetzung 
würde den eingangs genannten Zielen und 
Zwecken und damit dem Anlass der Planung 
widersprechen. 

Darüber hinaus stellt der Baumarkt heute 
keinen Fremdkörper im Sinne der BauNVO 
dar und muss daher auch nicht als solcher 
gesondert festgesetzt werden. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
06.03.2008 über die Planungsvorstellungen informiert und um Stellungnahme gebeten. Mit 
Schreiben vom 10.07.2008 wurden sie gemäß§ 3 Abs. 2 BauGB über die öffentliche Ausle­
gung informiert und gern. § 4 Abs. 2 BauGB erneut um Stellungnahme gebeten. Es gingen 
keine für die Festsetzungen des Bebauungsplanes relevanten Anregungen ein. 

c) Angabe der Gründe, warum der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht
kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde.

Das Planungsziel besteht in der Sicherung der vorhandenen, gewerblich geprägten Gebiets­
struktur. Einzelhandel mit zentrenrelevanten Sortimenten soll ausgeschlossen werden, um 
die in der Umgebung bereits bestehenden Nahversorgungszentren nicht zu gefährden. 

Für die Standortwahl wurde keine Alternativenbetrachtung im üblichen Sinn durchgeführt, da 
im vorliegenden Fall absehbare Nutzungsänderungen Anlass boten, die flächenspezifischen 
Planungsoptionen zu prüfen. - Grundsätzliche andere Nutzungsmöglichkeiten scheiden aus, 
wenn die genannten Planungsziele erreicht werden sollen. Die vorhandene verkehrliche 
Erschließung bedarf keiner Änderung. 
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